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Soziale Dimension – NAP zur Eingliederung 
Der NAPincl aus Berliner Sicht

1. Berlin hat sich in der Vergangenheit als Bundesland an den Abstimmungen zur Erstellung des NAPincl für Deutschland durch eigene best practice Beispiele in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Migration beteiligt. 
Dieses waren und sind Projekte, die sich auf ganz bestimmte, besonders benachteiligte Zielgruppen konzentrieren wie z.B. die berufliche Integration von suchtkranken Menschen, der leichtere Zugang Wohnungsloser zu bezahlbaren Wohnungen, die berufliche Qualifizierung für Menschen mit psychischer Behinderung oder auch die Qualifizierung im Schul- und Gesundheitsbereich in Fragen von Diversity und Antidiskriminierung. 
Des weiteren arbeiten in Berlin die öffentliche Verwaltung und die unterschiedlichen Interessensgruppen in den verschiedensten Beiräten zusammen. Zu nennen sind die Landesbeiräte für Behinderte, für Integrations- und Migrationsfragen sowie der Landesseniorenbeirat.


2. Ein grundsätzliches Thema in der deutschen Diskussion ist die Frage der Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern und der Bundesregierung bei der Erstellung des NAPincl. Dieses ist relevant, da die Bundesländer aufgrund der föderalen Struktur Deutschlands eigene Kompetenzen im Bereich der Bildungs- und Sozialpolitik haben. Auch die Kommunen nehmen eigene Aufgaben bei der Armutsbekämpfung auf lokaler Ebene wahr. Eine Strategiediskussion zu einem gemeinsamen Konzept der Armutsbekämpfung auf Bundes- und Länderebene oder gar unter Einbezug der lokalen Ebenen hat bislang nicht stattgefunden und ist möglicherweise aufgrund der föderalen Strukturen sowie der unterschiedlichen politischen Mehrheitsverhältnisse auf Bundes- und Länderebene nur schwerlich durchsetzbar.


3. Der NAPincl ist Bestandteil der „Methode der offenen Koordinierung“ (OMK), wie sie vom Europäischen Rat im März 2000 in Lissabon für die Sozialpolitik der EU beschlossen worden war mit dem Ziel, bis 2010 die Beseitigung der sozialen Ausgrenzung und der Armut entscheidend voranzubringen. Die OMK umfasst auf der Ebene der Akteure die Beteiligung der betroffenen Zielgruppen, der jeweiligen Interessensgruppen sowie der verschiedenen staatlichen Ebenen entsprechend der föderalen Strukturen. Sie umfasst inhaltlich u.a. die Festlegung von Zielen und Zeitplänen, quantitativen und qualitativen Indikatoren, die regelmäßige Überwachung und gegenseitige Prüfung der Fortschritte der EU-Mitgliedsstaaten.


4. Die Anwendung der OMK in Berlin könnte eine interessante Perspektive und Vision für die Entwicklung von zukünftigen Maßnahmen der sozialen Integration sein. Im Sinne der Beschlüsse des Deutschen Bundestages und der Vereinbarungen auf EU-Ebene soll eine breite Mobilisierung aller Ebenen und Akteure bei der Bekämpfung von Armut stattfinden. Regionale und lokale Aktionspläne sollen die NAPincl der Mitgliedsstaaten ergänzen.

Die Vision für Berlin wäre ein regionaler Aktionsplan gegen Armut und soziale Ausgrenzung, in dem u.a. Ziele, Leitlinien, konkrete Maßnahmen und Zeitpläne sowie Erfolgskriterien im Sinne der OMK zu definieren wären. Der regionale Aktionsplan wäre in einem gemeinsamen Diskussionsprozess zwischen staatlichen Ebenen, sozial benachteiligten Zielgruppen, Interessensgruppen und Verbänden zu erarbeiten. 
Armut in Berlin als großstädtischer Raum hat immer auch eine räumliche Dimension. In Berlin existieren Quartiere, in denen sich Armut verfestigt und verstärkt. Das Bund-Länderprogramm „Soziale Stadt“, in dessen Folge in Berlin das Quartiersmanagement in den besonders belasteten Gebieten eingerichtet wurde, die Entwicklung und sukzessive Einführung des Ansatzes der Sozialraumorientierung in der Berliner Verwaltung und Politik sowie die verschiedenen Initiativen der Bezirke in Richtung Bewohnerinnenpartizipation bei politischen Entscheidungsprozessen vor Ort bilden die zentralen Grundlagen für eine Politik der sozialen Integration. 

Zusammenfassend umfasst zukünftig eine Politik der sozialen Integration in Berlin 
  
· die soziale Stabilisierung von Räumen bzw. Quartieren
· die Aktivierung und Beteiligung der BewohnerInnen in ihren Quartieren (Empowerment)

· die Vernetzung der verschiedensten Akteure auf den unterschiedlichsten Ebenen zur Erzielung von Synergieeffekten

· die Ausrichtung der Aktivitäten auf gemeinsame Ziele
· die Evaluation und Erfolgsüberprüfung.


An der schritt weisen Verwirklichung dieser Perspektive gemeinsam, d.h. staatliche Stellen und NGO’s, zu arbeiten, könnte eine interessante und lohnenswerte Aufgabe für die Zukunft sein.
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